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Megawatt und stellt damit ein Vielfaches
der in Berlin bisher installierten PV-Leis-
tung dar. 800Megawatt – das ist die Leis-
tung eines modernen konventionellen
Kraftwerks. Hinzu kommen die zahlrei-
chen Dachflächen auf Mehrfamilien- und
öffentlichen Gebäuden. Insgesamt sum-
mieren sich die Dachflächen, die in Berlin
für eine Photovoltaik-Nutzung zur Verfü-
gung stehen, auf 2400 Hektar.

Auch Bewohner von Mehrfamilien-
häusernmüssen in derMieterstadt Berlin
nicht zu kurz kommen. Mieterstrom
heißt das Modell, bei dem auch Mieter
von der Energiewende profitieren kön-
nen. Bei Mieterstromprojekten werden
Photovoltaik-Anlagen auf den Dächern
oder kleine Blockheizkraftwerke in den
Kellern von großen Mehrparteienhäu-
sern installiert. Die Mieter sind damit in
die Lage versetzt, „ihren“ selbst erzeug-
ten Strom auch selbst zu verbrauchen –
und das sogar emissionsarm und zu
günstigen Preisen. Voraussetzung ist hier
allerdings, der Gesetzgeber steuert auf
Bundesebene beim sogenannten Mieter-
stromgesetz nach.

Ob eine eigene Solaranlage auf dem
Dach oder Mieterstrom: Gerade Berlin
hat für den Ausbau dezentraler Photovol-
taik-Projekte beste Voraussetzungen, um
zur Solarhauptstadt zu werden. Und
selbst bei der Sonneneinstrahlung muss
sich Berlin im Vergleich zu anderen
Standorten in Deutschland nicht verste-
cken. Gerade auch für die sonnenreichen
Sommer der vergangenen Jahre zeigt die
Praxis deutlich, dass der solare Ertrag
vom Dach sogar noch um ein Viertel hö-
her sein kann als ursprünglich geplant.
Der vom Senat verabschiedete „Master-
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Die B2 in Pankow
wird saniert und zur
A114-Umfahrung
Pendler und Anwohner müssen
sich auf lange Staus einstellen

THOMAS SCHUBERT

Wer an eine Dorfstraße denkt, noch dazu
in einem Ort, der sich Stadtrandsiedlung
Malchow nennt, erwartet ein beschauli-
ches Verkehrsaufkommen. Doch in die-
sem Fall ist das trügerisch. Denn bei der
Dorfstraße am Rand von Pankow handelt
es sich um die Bundesstraße 2 – und um
eine der wichtigsten Achsen für Pendler
zwischen Berlin und dem nördlichen
Umland. Ein übler Straßenzustand und
notorisch lange Staus künden seit Jahren
von der ständigen Überlastung. Zum
Start der Sommerferien wird der Stress-
pegel noch einmal deutlich steigen:
Dann lässt die Senatsverwaltung für Ver-
kehr die holprigen Fahrbahnen neu as-
phaltieren. Die Staus durch Sperrungen
auf der B2 sind dann wiederum nur ein
Vorgeschmack auf ein noch größeres
Projekt, bei dem die Dorfstraße eine
zentrale Rolle spielt.

„Die Dorfstraße wird ab Oktober bei
der Sperrung der Autobahn A114 als Um-
fahrung gebraucht“, erklärte Pankows
Verkehrsstadtrat Vollrad Kuhn (Grüne)
nun im Rahmen eines Berichts. „Dann
geht es dort richtig los.“ Gemeint ist die
auf vier Jahre angesetzte Erneuerung des
sogenannten Pankow-Zubringers A114,
die also ab Herbst in die heiße Phase ein-
tritt. In den vergangenen Monaten blieb
es bei vorübergehenden Sperrungen an
Wochenenden im Rahmen von Brücken-
arbeiten entlang der rund sieben Kilo-
meter langen Autobahntrasse, die täglich
rund 40.000 Autofahrer vom Nordrand
Berlins Richtung Alexanderplatz leitet.

Erst die Wasserbetriebe,
dann die Straßenbauer

Einen erheblichen Teil dieser Fahrten
muss im Falle einer dauerhaften Sper-
rung die sanierte B2 in der Stadtrand-
siedlung Malchow übernehmen. Eine
Strecke, die schon unter normalen Be-
dingungen etwa 25.000 Fahrzeuge zwi-
schen Berliner Autobahnring, Weißensee
und dem östliche Berliner Stadtzentrum
aufnimmt. Ihre Sanierung bekommt
nach einer längeren Verzögerung nun
eine besondere Dringlichkeit.

Für Klärungsbedarf sorgte hier in
den vergangenen Monaten die Abstim-
mung mehrerer Bauphasen an der Ober-
fläche und im Untergrund. Denn bevor
die Asphaltierung beginnt, verlegen die
Berliner Wasserbetriebe unter der B2
neue Trinkwasserleitungen und erstmals
auch eine Regenwasserkanalisation. Sie
mündet künftig in den Fließgraben an
der Ortnitstraße, wo außerdem ein Re-
genrückhaltebecken in Betrieb geht. Es
dient dazu, das einlaufende Regenwasser
zuerst von Schwebstoffen zu reinigen,
bevor es in den Fließgraben gelangt.

Wenn die Senatsverkehrsverwaltung
die B2 in der Stadtrandsiedlung schon
anfasst, dann erhalten die Anwohner
gleichzeitig neue Fahrradwege, Bürger-
steige, Bushaltestellen und Laternen.
Vielleicht eine tröstliche Aussicht für die
größte Baustelle in diesem Gebiet seit
Jahrzehnten.

Gastbeitrag

Holt die Sonne aufs Dach
Wer bei der Stromrechnung sparen will, schaltet kurzfristig den Standby-Knopf aus – und sollte langfristig an Solaranlagen denken

plan Solarcity“ geht davon aus, dass
25 Prozent der Stromerzeugung mit So-
larenergie von den Dächern Berlins ge-
erntet werden kann. Mit demMasterplan
hat Berlin bereits einen wichtigen Schritt
unternommen. Der Plan sollte jetzt kon-
kret in einem möglichst breiten Bündnis
von Gebäudebesitzern, Dienstleistern
und dem Handwerk gemeinsam mit der
Politik umgesetzt werden, damit die So-
larhauptstadt Berlin Wirklichkeit werden
kann.

Berliner Hausbesitzer, Unternehmen
und Mieter können bei allen Heraus-
forderungen dieser Tage gerade auch an
die Energiekosten denken. Jetzt und in
den kommenden Monaten in Effizienz-
technologien und Erneuerbare Energien
zu investieren und die Förderprogramme
von Bund und Land zu nutzen, senkt
langfristig die eigenen Kosten. Gleich-
zeitig stellt es ein Konjunkturprogramm
für die Berliner Wirtschaft dar und nützt
langfristig dem Klima. Konjunkturbele-
bung und Klimaschutz müssen nach der
Corona-Krise zusammen gedacht wer-
den.

Strom vom Dach: Photovoltaik-Anlagen können eine kostengünstige Lösung sein. FOTO:MCPHOTO/M. GANN / IMAGO/BLICKWINKEL

Auftritt von jungen
Ballerinas führt
zu Polizeieinsatz

Prozess gegen Babysitterin nach
Methadon-Tod eines Säuglings
Vor dem Berliner Landgericht hat am
Montag der Prozess gegen ein 39 Jahre
altes Kindermädchen begonnen. Der
Frau wird vorgeworfen, im Februar 2019
einem zehn Wochen alten Baby das
Opioid Methadon verabreicht zu haben,
um es so ruhigzustellen, und dadurch für
dessen Tod verantwortlich gewesen zu
sein. Der kleine Junge sei wenige Stun-
den später an einer Vergiftung mit der
Ersatzdroge, die im Rahmen von Substi-
tutionstherapien für Heroinsüchtige ein-
gesetzt wird, gestorben. Die mutmaßli-
che Täterin war zum Tatzeitpunkt selbst
drogenabhängig und wurde mit Metha-
don behandelt. Nach Angaben von Ge-
richtssprecherin Lisa Jani nahmen weder
die Beschuldigte noch ihr Anwalt nach
der Verlesung der Anklage konkret zu
den Vorwürfen Stellung. Die Anklage
lautet unter anderem auf Körperverlet-
zung mit Todesfolge und Verabreichung
von Betäubungsmitteln mit Todesfolge.

Zum Prozessauftakt wurden die ers-
ten drei Zeugen vernommen, beginnend
mit der 25 Jahre alten Mutter des Babys.

Diese engagierte für die nächtliche Ver-
sorgung des Säuglings und von dessen
Zwillingsschwester häufiger Babysitter.
„Die Mutter gab an, ihre Kinder dem
Hausmädchen vor dem Zubettgehen
übergeben und in der Nacht nichts von
der Tat mitbekommen zu haben“, so Ge-
richtssprecherin Jani. „Am nächsten
Morgen habe der Junge dann Symptome
eines Schnupfens gezeigt und nur noch
sehr schwer atmen können.“ Ein hinzu-
gezogener Kinderarzt konnte dem Säug-
ling nicht mehr das Leben retten.

Außerdem traten am ersten Ver-
handlungstag der behandelnde Arzt der
Angeklagten und eine weitere Babysitte-
rin, die in dem Haushalt tätig gewesen
ist, in den Zeugenstand. Zusätzliche Bri-
sanz erhält der Fall dadurch, dass der Va-
ter des verstorbenen Säuglings zum Zeit-
punkt der Tat im Krankenhaus einer Jus-
tizvollzugsanstalt selbst wegen Drogen-
abhängigkeit behandelt wurde. Die Ver-
handlung wird am 28. Mai fortgesetzt.
Für den Prozess sind fünf Verhandlungs-
tage angesetzt. dm

MICHAEL GEIßLER

Die Corona-Krise hat innerhalb kürzester
Zeit viele Gewohnheiten auf den Kopf ge-
stellt. Alte Gewissheiten sind obsolet,
Neues bricht sich Bahn. So wurden viele
Millionen Büroangestellte ins Home-
office und Kinder ins Homeschooling
geschickt. Seither rauschen die Laptops
auf den heimischen Küchentischen und
in den Wohnzimmern. Online-Konfe-
renzdienste boomen und lassen die pri-
vaten Wlan-Verbindungen glühen. Wir
erleben gerade live die Digitalisierung des
eigenen Zuhauses.

Dies bleibt nicht ohne Konsequen-
zen. Während der Stromverbrauch der
Industrie aufgrund der niedrigen Produk-
tion gesunken ist, ist zu erwarten, dass
die Stromverbräuche in den privaten
Haushalten allein wegen der Benutzung
von Elektrogeräten momentan zuneh-
men. So schätzt die Verbraucherzentrale
Bremen, dass der Verbrauch pro Ho-
meoffice-Tag im Schnitt um drei Kilo-
wattstunden steigt. Dies könnte auch da-
zu führen, dass die privaten Stromrech-
nungen noch weiter steigen und die
Haushaltskassen weiter belastet werden.
Private Verbraucher sollten die Kosten
dabei nicht unterschätzen. Seit dem Jahr
2000 hat sich der Strompreis für Haus-
halte mehr als verdoppelt.

Mein Appell lautet deshalb an erster
Stelle: „Computer aus!“, wenn die Arbeit
getan ist. Gleiches gilt für all die anderen
zahlreichen Stromfresser vor allem aus
dem Bereich der Unterhaltungselektro-
nik – angefangen vom Router, über Set-
Top-Boxen, Spielekonsolen und „intelli-
gente“ Lautsprecher. Sie alle verbrau-
chen Strom. Übrigens: Ein Gerät im
Stand-by-Modus ist nicht ausgeschaltet
und verbraucht weiterhin Strom. In
einem Haushalt machen Kosten durch
Stand-by auch mal zehn bis 20 Prozent
der Gesamtstromrechnung aus, und es
können über 100 Euro gespart werden.

Strom kann auch vom
eigenen Dach kommen

Und wenn es doch zu einem höheren
Stromverbrauch in privaten Haushalten
kommt – vor allem auch langfristig? Eine
kostengünstige Lösung für mehr Unab-
hängigkeit könnte sein, den eigenen
Strom zu erzeugen, vor allem mit einer
Photovoltaik-Anlage auf dem eigenen
Dach.Wer Strom aus der dacheigenen PV-
Anlage bezieht, sichert sich seinen Strom-
preis über die kommenden 20 Jahre – und
auch die Module sind nach wie vor histo-
risch günstig. Darüber hinaus gibt es zahl-
reiche Förderprogramme sowohl vom
Land als auch vom Bund. In diesem Zu-
sammenhang war es mehr als überfällig,
dass die Bundesregierung nun die Be-
schränkung des Photovoltaik-Ausbaus im
Rahmen des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes (EEG) aufgehoben hat. Denn allein
in Berlin schlummern riesige Potenziale.

Laut einer Studie der Hochschule für
Technik und Wirtschaft summiert sich
das Solarpotenzial in der Hauptstadt al-
lein von Einfamilienhäusern auf eine
potenzielle Leistung von knapp 800

SUSANNE LEINEMANN

Drei Sechstklässlerinnen im Tutu hatten
angekündigt, für den Erhalt der Staatli-
chen Ballettschule in der bisherigen
Form zu tanzen. „Wir wollen unsere
Schule und unsere Auftritte“, stand auf
dem Flyer – sprich, auch die Möglichkeit
der großen Bühne durch das Landju-
gendballett. Vieles an der Schule ist in-
zwischen infrage gestellt. Zwei Kommis-
sionen versuchen nun, die Ereignisse
aufzuarbeiten, es habe eine „Kultur der
Angst“ geherrscht, hieß es bald pauschal.

Eine „Kultur der Angst“ lösten am
Montag allerdings eher die drei tanzen-
den Schülerinnen mit ihren bunten
Röckchen aus. Denn vorsichtshalber be-
nachrichtigte die kommissarische Schul-
leitung die Polizei – offiziell wegen der
Coronabedingungen und Abstandsre-
geln. Aber auch das selbst gemalte Plakat
mit Herzchen und dem Slogan „Ich liebe
meine Schule“ musste außerhalb des
Schulzaunes hängen bleiben.

Denn inzwischen bringt die Art, mit
der die Vorgänge um die Ballettschule
aufgeklärt werden, Widerstand bei den
Betroffenen hervor, der sich auf der
Internetseite „Save the Dance“ kundtut.
Eltern schreiben hier, Dozenten, Ballett-
spezialisten und auch Schüler. Das wie-
derum rügen Berliner Regierungspoliti-
kerinnen scharf. „Aufrufe zum Wider-
stand gegen die Aufklärung der Vorwürfe
und zur Teilnahme an diesbezüglichen
Kundgebungen halten wir für unange-
bracht und hinsichtlich der vollkomme-
nen Aufklärung auch für gefährlich“, er-
klärten die Bildungspolitikerinnen Maja
Lasić (SPD), Regina Kittler (Linke) und
Marianne Burkert-Eulitz (Grüne).

Mit einer Petition hat sich am Mon-
tag die Initiative „Save the Dance“ an das
Berliner Abgeordnetenhaus gewandt. Sie
fordert darin den Erhalt der Schule in
der bisherigen Struktur, die Beibehal-
tung des Landesjugendballetts und die
Wiedereinsetzung der freigestellten
Schulleiter. Das „Fehlverhalten einiger
Pädagogen“ müsse allerdings „strikte
Konsequenzen“ haben. Aber die Reputa-
tion der Schule sei sehr gut, das gelte es
zu erhalten.

Außerdem wird ein Untersuchungs-
ausschuss verlangt, der sich mit der „in-
transparenten Arbeitsweise“ von Bil-
dungssenatorin Sandra Scheeres (SPD)
beschäftigen soll. Deren Staatssekretärin
Beate Stoffers (SPD) verteidigte dagegen
in einem offenen Brief das Vorgehen:
„Das Leistungsprinzip und die Erfolge
rechtfertigen keine Verstöße gegen das
Kindeswohl.“

Drei Ballettschülerinnen tanzen für den
Erhalt ihrer Schule. FOTO: SVEN DARMER

25 Jahre
lehren uns,
dass die Liebe nicht darin besteht,
dass man einander ansieht,
sondern zusammen
in die gleiche Richtung blickt.

Andrea und Olli

Verkäufe

Grüße und Glückwünsche

morgenpost.de

* Gilt nicht für Immobilien-Anzeigen.

Anzeigenannahme online:
Sparen Sie jetzt 5 %*!
Geben Sie Ihre Anzeige online auf – es lohnt sich.
Sie erhalten 5 % Rabatt* auf den Anzeigenpreis.

www.morgenpost.de/anzeigenannahme


